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Rechtliche und ethische Standards der Datennutzung 

Datenschutz schützt Menschen, nicht Daten – denn im Zentrum steht die Wahrung der 

persönlichen Freiheit und Selbstbestimmung. Vertrauen entsteht nur, wenn Daten ver-

antwortungsvoll, transparent und gesetzeskonform verarbeitet werden. Eine aufge-

klärte Datennutzung ist Voraussetzung für eine digitale Verwaltung, die dem Gemein-

wohl dient. 

 

Ein wichtiger Punkt in der Diskussion mit der kantonalen Datenschutzbeauftragten des Kan-

tons Basel-Stadt, Danielle Kaufmann, war, dass Datenschutz nicht dem Schutz von Informa-

tionen dient, sondern dem Schutz der Menschen hinter den Daten. Persönliche Informatio-

nen können tiefe Einblicke ins Leben geben – wie beispielsweise Tagebucheinträge, die nicht 

öffentlich werden sollten. Der Schutz der informationellen Selbstbestimmung ist ein zentrales 

Anliegen. 

Vertrauen als Voraussetzung für Digitalisierung 

Nur wenn klar ist, dass persönliche Daten verantwortungsvoll und gesetzeskonform verarbei-

tet werden, kann die Verwaltung das Vertrauen der Bevölkerung gewinnen und erhalten. 

Transparenz, gesetzliche Grundlagen und zweckgebundene Verarbeitung sind dafür essen-

zielle Elemente. In der Praxis hemmt Unsicherheit den Umgang mit Daten. Manche Organi-

sationen verzichten auf mögliche Analysen aus Angst vor einem möglichen Eingriff in die 

Persönlichkeitsrechte. Eine offene und differenzierte Debatte über Nutzen und Risiken ist 

notwendig, um diese Blockaden zu überwinden. 

Anonymität ist immer relativ 

Selbst scheinbar neutrale Daten können mit Zusatzwissen Rückschlüsse auf Einzelpersonen 

ermöglichen. Dies erfordert eine kritische Reflexion darüber, was heute als anonym gilt, und 

eine sorgfältige Planung, wie Daten verarbeitet werden. Die ethische Dimension von Daten-

nutzung wurde intensiv diskutiert. Dabei wurde deutlich: Nicht jeder kommerzielle Umgang 

mit Daten ist automatisch problematisch – entscheidend ist die informierte und freiwillige Ein-

willigung. Gleichzeitig besteht ein Ungleichgewicht: Nutzende akzeptieren häufig lange Da-

tenschutzbedingungen, ohne sie zu verstehen. Dies wirft Fragen nach Fairness und Verant-

wortung auf. 

Der gesetzliche Rahmen als Chance 

Im öffentlichen Sektor gelten klare gesetzliche Regeln: Nur Daten, für deren Erhebung ein 

Auftrag besteht, dürfen gesammelt und genutzt werden. Diese Regelungen schaffen Sicher-

heit und wurden in der Diskussion als Chance gesehen, Vertrauen durch klare Zuständigkei-

ten und transparente Prozesse zu stärken. 

Technologischer Rückstand und Vertrauensparadoxon 

Obwohl private Konzerne wie Apple riesige Mengen an Gesundheitsdaten sammeln, wird 



dies selten als Vertrauensbruch empfunden. Im Gegensatz dazu steht die öffentliche Hand 

unter strenger Beobachtung. Gleichzeitig bietet die demokratische Legitimation von Geset-

zen und der Fokus auf Gemeinwohl eine Vertrauensgrundlage, die durch transparente Kom-

munikation weiter gestärkt werden kann. Nicht einzelne Mitarbeitende, sondern die Verwal-

tung als staatliche Institution trägt die Verantwortung für Datenschutz. Eine 

verantwortungsvolle Datenkultur entsteht durch strukturelle Verankerung. 

Datenkompetenz als gesamtgesellschaftliche Aufgabe 

Um Vertrauen in der digitalen Gesellschaft zu fördern, braucht es neben rechtlichen und 

technischen Lösungen auch gesellschaftliche Aufklärung. Datenkompetenz sowohl bei Bür-

gerinnen und Bürgern als auch in Verwaltungen ist eine entscheidende Voraussetzung für 

den verantwortungsvollen Umgang mit Daten, insbesondere angesichts wachsender techni-

scher Möglichkeiten. 

 

 


